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Im Rahmen ihrer Klima- und Energiepoli-
tik bis 2030 verfolgt die EU drei Haupt-
ziele:
• Senkung der Treibhausgasemissionen um

mindestens 40 % (gegenüber dem Stand
von 1990)

• Erhöhung des Anteils erneuerbarer Ener-
giequellen auf mindestens 27 %

• Steigerung der Energieeffizienz um min-
destens 27 %

Der Rahmen wurde im Oktober 2014 von
den EU-Staats- und Regierungschefs ange-
nommen und baut auf dem Klima- und
Energiepaket 2020 auf (Wikipedia).

Die Klimaziele der EU werden durch die
Bundesregierung nicht eingehalten:
1. Strom-Großverbraucher bekommen Ra-

batte, anstatt sparsame Kunden zu för-
dern. Der auf das Jahresmittel bezogene
Feinstaub-Grenzwert von 40 μg/m darf
laut Bundesregierung bis auf 50 μg/m
überschritten werden, um Fahrverbote zu
vermeiden. Damit wird der »Betrug« der
Autoindustrie legalisiert.

2. Steinkohlezechen werden stillgelegt –
ein Stopp des Braunkohle-Abbaus ist
wichtiger – Braunkohle hat keinen hohen
Brennwert. Durch die einhergehende
Landschaftszerstörung verlieren Bürger
die Heimat. Ein Rückbau der Braunkohle-
gruben und neue Technologien erfordern

die nächsten Jahre mehr Arbeitsplätze.
3. Die Forschung nach CO2-freien Wasser-

stoffantrieben muss stärker gefördert
werden (siehe auch OHA vom Juni 2018).

4. Methangasnutzung aus landwirtschaftli-
cher Erzeugung erspart uns Gasimporte.
Bereits im Jahr 1972 berichtete Jean Pain
aus Südfrankreich von seinen Tätigkeiten
zur Umgebung, Landwirtschaft und Ener-
gie im Buch »Die Methoden des Jean Pain
oder Ein anderer Garten«. Er beschreibt
dort mit praktischen Beispielen, wie aus
land- und forstwirtschaftlichen Abfällen
Energie und Wärme erzeugt werden kön-
nen. Nebenbei entsteht noch Humus.

5. Die Energiewende muss dezentral wer-
den – wo Strom und/oder Wärme ge-
braucht werden, soll das erzeugt werden.
Blockheizkraftwerke (Strom- und Wärme-
Erzeugung) ist stärker zu fördern, z. B. für
Wohnblöcke. Dadurch können Leitungs-
netze von der Nordsee nach Bayern groß-
teils überflüssig werden.

Wozu brauchen wird also Energie? Zur
Strom- und Wärme-Erzeugung und für
Maschinenantriebe! Siehe Tabelle1.

Die Energie-Nutzung ist die Kernfrage un-
serer Gesellschaft. Sie kann in vier Bereiche
wie folgt gegliedert werden:
1. Energie-Einsparungen

Das kann in privaten Haushalten durch
ökologische Bauweise, Isolieren von Häu-
sern, sparsamen Verbrauch (auch ohne
Standby-Funktion), Pflanzenanbau ohne
Kunstdünger und ohne Pestizide erreicht
werden.
Beim Transport kann durch mehr Schie-
nentransporte, durch Verbesserung des
öffentlichen Nahverkehrs Energie gespart
und die Umwelt verbessert werden.
Die Abwärme von Kraftwerken und Kühl-
geräten kann zur Nutzung in öffentliche
Netze eingebracht werden.
Durch Förderung der Nutzung von Re-
genwasser und häuslichem Abwasser zur
WC-Spülung kann ein Beitrag zur Res-
sourcenschonung geleistet werden.
Durch eine Wiederverwertung von Roh-
stoffen kann Biowärme, Biogas und zu-
letzt Dünger gewonnen werden.

Wo bleiben realer Umweltschutz
und Energiewende?

Das Aussitzen von Problemen geht weiter unter CDU/CSU und SPD
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Energiearten Verkehr
Gewerbe
Handel

Dienstleistungen
Industrie Haushalte

Strom 11 TWh
= 1,5 %

149 TWh
= 36,3 %

226 TWh
= 31,6 %

129 TWh
= 19,3 %

Wärme 30 TWh
= 4,0 %

53 TWh
= 12,7 %

79 TWh
= 11,0 %

134 TWh
= 20,3 %

Benzin, Diesel, Öl 706 TWh
= 94,2 %

83 TWh
= 20,3 %

17 TWh
= 2,4 %

129 TWh
= 19,4 %

Gas 2 TWh
= 0,3 %

125 TWh
= 30,4 %

251 TWh
= 35,0 %

266 TWh
= 39,9 %

Kohle - - 122 TWh
= 17,5 %

8 TWh
= 1,1 %

Sonstiges - - 21 TWh
= 2,9 % -

Gesamt 749 TWh
= 100 %

410 TWh
= 100 %

716 TWh
= 100 %

666 TWh
= 100 %

Tabelle 1 - Energieverbrauch 2016 nach Sparten und Energieträgern vom Umweltbun-
desamt: TWh = Terra Watt Stunden
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Januar 1986
Im Januar 1986 stand die Auseinandersetzung um
die Ansiedlung eines Zweigwerks des Amerikani-
schen Chemiekonzerns Union Carbide im Mittel-
punkt der Vereinsaktivitäten. Eine Unterschriften-
liste gegen dieses Vorhaben der Stadt Schongau
wurde gestartet, Flugblätter verteilt, eine Info-Ver-
anstaltung im Schongauer Pfarrheim durchgeführt
und schließlich sogar eine offizielle Bürgerver-
sammlung erzwungen. Der Widerstand gegen
Union Carbide wurde aus der Bevölkerung mit phan-
tasievollen Aktionen unterstützt. So wurden die an
den Stadteinfahrten aufgestellten Hinweistafeln auf
die Schwesternstädte der Stadt Schongau über
Nacht um die indische Stadt Bhopal (mit Totenkopf
im Wappen) ergänzt. Nachdem der Bauhof die Schil-
der wieder abmontiert hatte, waren sie über Nacht
doch wieder da, ehe sie dann endgültig verschwan-
den. Auch die Bautafel am vorgesehenen Firmen-
gelände wurde mit Hinweisen auf das Chemieun-
glück in Bhopal ergänzt. Der massive Widerstand
fand bald auch überregionale Beachtung unter an-
derem durch Süddeutsche Zeitung, Vorwärts, Spie-
gel und Bayerischer Rundfunk.

Auf einer von uns veranstalteten Podiumsdiskus-
sion in Peißenberg ging es generell um das Thema
»Umweltpolitik zu Lasten von Arbeitsplätzen«. Es
sollte noch Jahre dauern, ehe sich auch in Gewerk-
schaftskreisen allmählich die Einsicht einstellte, dass
Umweltschutz und Umweltpolitik auch Chancen für
neue, zukunftsträchtige Arbeitsplätze bringen kann.

Frage: Wieso zieht das Totschlagargument »Ar-
beitsplätze« (Beispiel Autoindustrie oder Braunkohle)
auch heute immer noch bei unseren Regierungen?

Vor 33 Jahren
Ein Blick zurück

auf die Historie der UIP
von Hans Schütz

Quellen:
Zu den o.g. Punkten erschienen in den 1980er Jahren in der Zeitschrift NATUR Beiträge.
https://www.umweltbundesamt.de/daten/energie/energieverbrauch-nach-energietraegern-sektoren
https://kraftwerkforschung.info/quickinfo/grundbegriffe/kraftwerkstypen-bestimmen-wirkungsgrade
http://energie-strom.com/energie/wirkungsgrad.html
http://querschrift.de/energieeffizienz-und-wirkungsgrad
https://ec.europa.eu/clima/policies/strategies/2030_de

Anlagen-Art Wirkungsgrad Dezentral
geeignet Erzeugt Bemerkung

Geothermie Kraftwerk ca. 10 % ja Wärme

Solarzelle Photovoltaik ca. 15 % ja Strom

Brennstoffzelle ca. 30 % ja Strom + Wärme je nach Zellentyp

Atomkraftwerk 30 - 40 % nein Strom Entsorgung?

Braunkohlekraftwerk 35 - 38 % nein Strom Rückbau?

Steinkohlekraftwerk 38 - 45 % nein Strom Rückbau?

Windkraftanlage ca. 45 % ja Strom

GuD-Kraftwerk 1) ca. 60 % nein Strom

IGCC-Kraftwerk 2) ca. 60 % nein Strom + Wärme

Solarkollektoren ca. 70 % ja Wärme

Holzgaskraftwerk ca. 80 % nein Strom + Wärme

Wasserkraftwerk ca. 80 % nein Strom

Biomasse bis zu 85 % ja Strom + Wärme

Blockheizkraftwerk ca. 90 % ja Strom + Wärme

Größenordnungen für energetische Wirkungsgrade 
Der Wirkungsgrad eines Kraftwerks be-
schreibt die Leistung des Kraftwerks im
Vergleich zum Heizwert des eingebrach-
ten Brennstoffs (elektrischer Gesamt-
wirkungsgrad). Je höher der Wirkungs-
grad ist, desto besser wird ein Brenn-
stoff ausgenutzt. Der Wirkungsgrad gibt
in Prozent an, wie viel im Brennstoff
enthaltene Energie in Strom umgewan-
delt wird. Der Rest geht als Umwand-
lungsverlust oder als Abwärme verloren.
Je höher der Wirkungsgrad, desto weni-
ger Kohlendioxid (CO2) wird pro erzeugte
Kilowattstunde frei.

1)  GuD = Gas- und Dampf-Kraftwerk
2)  IGCC = Kohlevergasung mit CO2-Abtrennung

2. Staatliche Energieförderung
Neben der Abschaltung von Atomkraft-
werken muss die Forschung von Alterna-
tiven gefördert werden. Wasserstoff als
Energieträger muss CO2-frei erfolgen
(siehe OHA vom Juni 2018).
Beim Wohnungsbau müssen intelligente
Energieanlagen berücksichtigt werden.
Durch neue Techniken werden in der Pro-
duktion, der Installation und der Wartung
neue Arbeitsplätze entstehen.
Bio-Energie kann aus Sonne, Wind, Ab-
wärme und Biogas gewonnen werden.

3. Dezentrale Energie-Versorgung
Die Energie muss vorwiegend dort er-
zeugt werden, wo sie verbraucht wird.
Das geht zu großen Teilen in Einfamilien-
häusern, Wohnblöcken, Stadtteilen und
Fabriken. Solarzellen zur Strom- und
Warmwassererzeugung sowie Blockheiz-
kraftwerke sparen den Import von Pri-
märenergie. Die Exporte von Energie und
Waren können sinken.

4. Optimale Energie-Nutzung
Durch dezentrale Energieversorgung

können Hochspannungsleitungen auf ein
Minimum reduziert werden und kurze
Transportwege bei der Versorgung ent-
stehen. Energie-Erzeugung muss nicht
nur Strom, sondern gleichzeitig auch
Wärme liefern. Daher liefern Atomkraft-
werke die falsche Endenergie, nämlich
nur Strom, wobei die Abwärme zudem
die Flüsse aufheizt.
Eine umweltfreundliche Energie-Erzeu-
gung schont Natur und Menschen.

Fazit: Durch eine optimale Energie-Nutzung
entsteht eine größere Verbraucher-Unab-
hängigkeit, die Konsumabhängigkeit der Ar-
beitsplätze sinkt, die Landschaft wird ge-
schont. Dabei kann die Volksgesundheit
steigen, die Staatsausgaben für die Umwelt-
sanierung können sinken.

Zusätzlich werden dabei die vier zentra-
len Aufgaben der Volkswirtschaft erhalten:
Qualitatives Wirtschaftswachstum, Vollbe-
schäftigung, Außenwirtschaftsgleichge-
wicht und Preisstabilität.

Bernhard Maier, Peißenberg
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D as Umweltinstitut München hat
beim Gericht der Europäischen
Union Klage eingereicht, um Zu-

gang zu Protokollen und Dokumenten
aus bilateralen Sitzungen zum europä-
isch-kanadischen Freihandelsabkom-
men CETA zu erhalten. Seit das Abkom-
men im September 2017 vorläufig in
Kraft trat, trafen sich Abgesandte der EU
und der kanadischen Bundesregierung
in 19 verschiedenen Ausschüssen zur re-
gulatorischen Kooperation. Auf den Ta-
gesordnungen standen unter anderem
politisch brisante Themen wie Glypho-
sat, Gentechnik oder der gefahrenba-
sierte Ansatz bei der Zulassung von Pes-
tiziden. 

„Die EU-Kommission muss für ihre poli-
tischen Positionen in der Öffentlichkeit ge-
radestehen. Die Verlagerung von Diskus-
sionen über Themen wie Gentechnik oder
Pestizide in geheime Ausschüsse verhin-
dert eine öffentliche Debatte und schadet
der Demokratie“, begründet Karl Bär, Refe-

rent für Agrar- und Handelspolitik beim
Umweltinstitut, die Klage. 

Die Kommission führt den Schutz inter-
nationaler Beziehungen als Argument für
die Geheimhaltung der Sitzungsdoku-
mente an. Zudem befürchtet sie, dass die
Veröffentlichung der Dokumente die Um-
setzung des Abkommens gefährden
könnte. Denn es bestünde die Gefahr, dass
sie in der Öffentlichkeit fehlinterpretiert
oder missbraucht würden. „Diese Haltung
ist vollkommen inakzeptabel“, widerspricht
Bär. „Eine Demokratie kann nur mit einer
informierten Öffentlichkeit funktionieren.
Wenn der Inhalt der Dokumente so brisant
ist, dass sie das Abkommen gefährden
könnten, dann müssen sie erst recht öf-
fentlich diskutiert werden.“ 

Hintergrund 

Das europäisch-kanadische Freihandelsab-
kommen CETA (Comprehensive Economic
and Trade Agreement) gilt als „lebendiges
Abkommen“, dessen Ausgestaltung in Aus-
schüssen und Kooperationsforen stetig
weiterentwickelt wird, um „Handelshemm-
nisse“ abzubauen. Die Klage des Umwelt-
instituts richtet sich konkret gegen die Wei-
gerung der EU-Kommission, Informationen
über einen dieser Ausschüsse herauszuge-
ben, den "gemischten Verwaltungsaus-
schuss für gesundheitspolizeiliche und
pflanzenschutzrechtliche Maßnahmen"
nach Artikel 26.2. des Abkommens. Unter
diese Maßnahmen fallen beispielsweise
Grenzwerte für Rückstände in Lebensmit-
teln, die Zulassung von Pestiziden oder

Maßnahmen für Tiergesundheit. Der Aus-
schuss ist hochkarätig besetzt und hat so-
gar das Recht, Änderungen an den Anhän-
gen des Abkommens vorzunehmen. Ende
März traf er sich in Ottawa zur ersten Sit-
zung. 

Mit Verweis auf das Recht auf Zugang zu
Dokumenten in der europäischen Informa-
tionsfreiheitsverordnung 1049/2001 bean-
tragte das Umweltinstitut Zugang zu den
Sitzungsdokumenten. Nach rund einem
halben Jahr Briefverkehr mit verschiede-
nen Stellen in Brüssel erhielt das Institut
Anfang Oktober einen finalen Bescheid,
der die Ablehnung der Anfrage ausführli-
cher begründet. Unterzeichnet wurde er
von Martin Selmayr, dem Generalsekretär
der EU-Kommission, der als rechte Hand
von Präsident Jean-Claude Juncker gilt. 

Quelle sowie alle weiteren relevanten Unterlagen zur Klage
unter: http://www.umweltinstitut.org/presse/presse-de-
tails/aspresse/129/umweltinstitut-klagt-auf-freigabe-ge-
heimer-sitzungsdokumente-zu-ceta.html 

Die Umweltinitiative Pfaffenwinkel e.V. ist ein gemeinnütziger Verein. 
Alle Spenden sind also steuerlich abzugsfähig.
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Das nächste UIP-Treffen

Montag, 14. Januar 2019, 19:30 Uhr

in der Zechenschenke

(Zechenstraße 2, in Peiting)
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Umweltinstitut klagt auf Freigabe
geheimer Sitzungsdokumente zu CETA


